
23

Region
Donnerstag, 11. März 2021

Von der wuchtigen Ablehnung
des 21,5-Millionen-Franken-Kre-
dits für eine neue Schulanlage
Schönthal hatte nicht einmal das
Referendumskomitee zu träumen
gewagt. «1170 gegen 412 Stim-
men, 74 Prozent Nein-Stimmen
nachdem der Gemeinderat eine
halbeMillion fürdie Planung aus-
gegeben hat – das ist eine schal-
lende Ohrfeige für die Behörde»,
erklärt derPräsident desReferen
dumskomitees, ChristophKeigel.

Die Behörden wollten mit
Unterstützung eines Pro-Komi-
tees, das aus auffallend vielen
Dorfvereinsmitgliedern zusam-
mengesetztwar, die Primarschu-
le im Talgrund beim Flüsschen
Ergolz konzentrieren und eine
Mehrzweckhalle für600Personen
bauen.Dabei solltederSchulhaus
standort imDorfkern aufgegeben
und derSanierung und demNeu-
bau im Tal geopfert werden.

Pro-Komitee ist überrascht
Der Abstimmungskampf artete
nachNeujahr aus. Die Gemeinde
untersagte den Gegnern aus hei-
terem Himmel eine Platzierung
von Inseraten im Mitteilungs-
blättchen und griff redaktionell
in die vomReferendumskomitee
verfassten Inhalte ein. Projekt-
gegnerwie der frühere Präsident

der FDP Füllinsdorf, Dominique
Beurret, fühlten sich benachtei-
ligt und legten eine Beschwerde
ein. DerOrtschulpfleger und Se-
kundarlehrer Sascha Thommen
demissionierte, weil das Raum-
programmnicht den Bedürfnis-
sen derSchule entsprochen habe,
dies aber nicht habe kommuni-
ziert werden dürfen.

NachdemAbstimmungssonn
tag istman auch im Pro-Komitee
überrascht, «mit welcher Deut-

lichkeit das Schulhausprojekt an
der Urne verworfenwurde»,wie
Alt-Gemeinderat Fritz Hartmann
einräumt. Der Wortführer des
Unterstützungskomitees,Adrian
Thommen, ortet «Angst vor den
finanziellenKonsequenzen in der
Corona-Zeit» als Hauptgrund für
die Absage der Bevölkerung an
das Grossprojekt. ImEndausbau,
inklusive Sanierung der beste
henden Schulgebäude im Schön-
thal, hätte die Bevölkerung für

das Projekt rund 28 Millionen
Franken aufwerfen müssen.

Christoph Keigel führtweitere
Punkte auf, die zum Referen-
dumssieg verholfen haben: Die
Schule brauche schon jetztmehr
Schulräume und nicht erst in
einer zweitenAusbauetappe.Die
Preisgabe des zweiten Schul-
standorts imDorfkern sei demo-
kratisch nie legitimiert gewesen.
Ferner benötige Füllinsdorf nicht
eine derart grosse Mehrzweck-
halle. Darüber hinaus hätten die
Gemeindebehördenmit Zensur-
allürenindenAbstimmungskampf
eingegriffen. Sie hätten zum
einenwichtige Informationenwie
die Änderungen im Finanzplan
und die Zustandsanalyse der
Schulhausbautenzurückbehalten,
und zumanderendie Publikation
vonbezahlten Inseratenuntersagt
sowie deren Inhalt mitbestimmt.

Durch das Verhalten des Ge-
meinderats umgestimmtworden
ist jedenfalls Alt-Landrat Chris-
toph Häring, der als Gemeinde-
kommissionsmitglied das Pro-
jekt noch unterstützt hatte. «Eine
solche Zensur ist unverzeihlich,
das hatmich hellhörig gemacht.»
Zunehmend Unbehagen bekun-
dete er, als er sich intensivermit
den Finanzen auseinandersetzte.
Der Inhaber des Holzbauunter-

nehmens erstellte nämlich in
Liestal zwölf Schulräume für
rund 3,35 Millionen Franken.
«Füllinsdorf muss über die Bü-
cher gehen, das Projekt redimen-
sionieren und den finanziellen
Möglichkeiten anpassen», sagt
Häring und nennt dies «design to
cost». Er wolle in der Gemeinde-
kommission diesbezüglich aktiv
werden, verspricht er.

Lösungen gefordert
Wenig sagt Gemeindepräsiden-
tin CathrineMüller (FDP) zurAb-
stimmungsniederlage und zu
den Zensurvorwürfen. Der Ge-
meinderat werde die Vertreter
des Referendumskomitees ein-
laden: «Ich bin sehr gespannt auf
die Lösungen, die weniger kos-
ten und auch nochmehr bringen
– was mir als Finanzchefin nur
recht sein kann.» Sie werde die
Ideen dann prüfen.

DerUnterton indieserAntwort
gefällt Christoph Keigel nicht:
«Wir bringen schon Lösungen,
aberdann gestaltenwirmit», sagt
er. Umgehend könne man mit
der Sanierung des bestehenden
Schulhauses Schönthal beginnen,
womit der Schulewohl ammeis-
ten gedient sei. Die Preisgabe des
Standorts im Dorfkern sei ver-
mutlich imDorf nichtmehrheits-

fähig, glaubt er. Keigel kritisiert
auch, dass der Gemeinderat drei
Jahre lang gegen die Bevölkerung
gearbeitet und nur Partikular
interessen bedient habe. «Es
braucht jetzt einen politischen
Neuanfang. Die Gemeindepräsi-
dentin sollte sich sehr wohl die
Frage stellen, ob sie nach allem,
was vorgefallen ist, nicht Konse-
quenzen ziehen und ihr Amt zur
Verfügung stellen müsste.»

In den Knochen sitzt Keigel
vor allem das Zensurgehabe der
Gemeindebehörden undwie der
Einwohnerund Immobilienfach-
mannBeurretmit einemInserate
verbot belegt wurde. Beurret
reichte bei der Landeskanzlei Be-
schwerde ein. «Seine Beschwer-
de ist erfolglos und abgelehnt
worden», kontert Gemeindeprä-
sidentin Müller so siegesgewiss
wie faktenfrei. Denn auf Nach-
frage erklärt die Landeskanzlei:
«Bei dieser Beschwerde wird
zurzeit geprüft, ob nach der er-
folgten Abstimmung weiterhin
ein Rechtsschutzinteresse be-
steht. Sobald alle Abklärungen
getätigt sind,wird die Beschwer-
de dem Regierungsrat zum Ent-
scheid vorgelegt werden.» Die
Antwort steht also noch aus.

Daniel Wahl

«Gemeindepräsidentin sollte Konsequenzen ziehen»
Abstimmungsdebakel in Füllinsdorf Das Referendumskomitee fordert nach demwuchtigen Nein
zumNeubau der Schulanlage Schönthal einen politischen Neuanfang in der Gemeinde.

Das alte Dorfschulhaus im Dorfkern. Foto: Daniel Wahl

Alexander Müller

Manche Ereignisse erscheinen
auf den ersten Blick einfach zu
beurteilen. So ein Fall ist das Be-
ziehungsdrama,das amMittwoch
im Baselbieter Strafgericht für
viele Emotionen im Saal sorgte.

Eigentlichwäre dieGeschichte
schnell erzählt: Ein Paar hatte
während neun Jahren eine Be-
ziehung, diemal inniger,malwe-
niger harmonischwar. Am Ende
wollte sich die Kosovarin von
ihrem Partner trennen, was er
nicht akzeptieren konnte. Er
bombardierte siemit unzähligen
Nachrichten auf diversen sozialen
Medien, rief sie immerwieder an
und lauerte ihr auf.Wo die heute
41-jährige Frau jeweilswar,wuss-
te er stets ganz genau, weil er
einen GPS-Tracker unter ihrem
Auto befestigt hatte.

Den Tief- und Schlusspunkt
erlebt die Beziehung im Sommer
2018 in einemParkhaus inMün-
chenstein. Dort hat der damals
33-jährigeMazedonier auf seine
Ex-Freundin gewartet. Er will
reden, sie nicht. Es kommt zum
Streit, er verfolgt das Auto der
Frau über drei Parkhausgeschos-
se hinweg, sie gerät in Panik.Am
Ende gibt sie Gas und erfasst ihn
mit ihrem BMW. Der Mann zieht
sich dabei einen Kreuzbandriss
undVerletzungen des Sprungge-
lenks zu. Die Staatsanwaltschaft
erhebt doppeltAnklage: gegen sie
wegen schwerer Körperverlet-
zung und gegen ihnwegenmehr-
facherNötigung undDrohungen.

Wie so häufig, wenn ein sol-
cher Fall vor Gericht verhandelt

wird, bleiben auch diesmal einige
Fragen offen nachdem alles ge-
sagt wurde, was gesagt werden
wollte. Zumindestwennman Se-
verin Bellwald glaubt, dem Straf-
verteidiger des Angeklagten. Er
hielt ein furioses Plädoyer, in
dem er in Zweifel zog, dass die
Beziehung wirklich bereits vor
demUnfall im Parkhaus endgül-
tig zerrüttet war. Denn das Paar
führte eine ziemlich ungewöhn-
licheBeziehung.«Normal» schien
es nicht zu geben, dagegen je-
doch viele extreme Höhen und
extreme Tiefen. Temperament
traf auf Temperament.

Staatsanwältin fassungslos
Das Paar hatte sich in den neun
Jahren Beziehung viele Male ge-
trennt – und viele Male wieder
versöhnt. Selbst dass der Maze-
donier eine andere Frau gehei-
ratet und mit ihr zwei Kinder
gezeugt hatte, konnte der On-
Off-Beziehung dauerhaft nichts
anhaben. Bellwald wies darauf
hin, dassmehrmals die Initiative
zu einer Neuauflage der Bezie-
hung von der Frau ausging – ge-
nausowie dieTrennungen davor.
Und dass sie ihn so leidenschaft-
lich zumTeufelwünschte,wie sie
ihm später ebenso überschwäng-
lich wieder die Liebe bekundete.
DerBeschuldigte habe somit aus
Erfahrung damit rechnen kön-
nen, dass sich der Streit früher
oder späterwieder regeln lassen
würde, sowie all die Male zuvor.

So zumindest argumentierte
der Verteidiger, der auch kriti-
sierte, dass laut Anklageschrift
die Kosovarin «aus Panik» Gas

gegeben habe. «Warum steht in
der Anklageschrift nicht, dass
meinKlient nur ausVerzweiflung
jeweils versucht hat, mit seiner
Ex-Partnerin zu reden», sagte
Bellwald und forderte einen Frei-
spruch für ihn. Die Fassungslo-
sigkeit überdieseArgumentation
warStaatsanwältin Silvia Schwei-
zer selbst unter derCovid-Maske
deutlich anzusehen.

In der Verhandlung machte
die Kosovarin zur Sache die we-
sentlich glaubhafterenAussagen
als derMazedonier.UnterTränen

erzählte die dreifacheMuttervon
ihrerAngst, die sie überWochen
begleitet habe. Sie habe sichmit-
unter nicht mehr aus dem Haus
getraut und sich auf demArbeits-
wegvon ihren Kindern oder einer
Kollegin begleiten lassen.

Von allen Seiten kritisiert
DerBeschuldigte verstrickte sich
vorGericht ineinigeWidersprüche
undbeharrte emotionslos darauf,
stets nurmit ihr «vernünftig re-
den» gewollt zu haben. SeinVer-
halten gegenüber der Frau in den

Monaten vor dem Unfall wurde
im Gerichtssaal von allen Seiten
scharf kritisiert: von Gerichts-
präsidentinMonika Roth,von der
Staatsanwältin und sogar von
dessen eigenem Verteidiger. Die
Besonderheiten des Schweizer
Strafrechts führendazu,dass dem
mutmasslichen Stalking-Opfer
die empfindlichere Strafe droht:
Bei einer Verurteilung wegen
schwererKörperverletzungmuss
das Gericht obligatorisch einen
Landesverweis aussprechen. Für
die gut integrierte Kosovarin, die

allerdings vorbestraft und hoch
verschuldet ist,wäre das eine Ka-
tastrophe, wie sie zu Protokoll
gab. Staatsanwältin Schweizer
plädierte auf dieAnwendung der
Härtefallregel. Sie beantragte für
die Frau eine bedingteHaftstrafe
von 8Monaten und fürdenMann
14Monate, ebenfalls bedingt. Bei
ihm verzichtete sie darauf, eine
Landesverweisung zu beantra-
gen, die bei einer Verurteilung
fakultativ möglich wäre.

Das Urteil wird heute eröffnet.

Frau überfährt ihren Stalker –
nun droht ihr der Landesverweis
Liebesbeziehung endet vor Gericht Eine langjährige, aber alles andere als gewöhnliche Beziehung beschäftigt das Baselbieter Strafgericht.

Über mehrere Wochen hinweg wurde das Stalking-Opfer von einem Ex-Partner verfolgt. Symbolfoto: Daniel Desborough


